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Erstes Kapitel 

Einführung 

A. Problemstellung und Gegenstand der Untersuchung 

Im Geltungsbereich des Grundgesetzes wird die Videotechnik zunehmend zur 
Aufklärung und Verhinderung von Straftaten 1 durch die Polizei 2 genutzt. Video-
geräte ermöglichen die Beobachtung und Aufzeichnung von Personen in Wort 
und Bild und werden daher als Mittel zur Fahndung nach Straftätern sowie zur 
Identifizierung, Ermittlung und Überführung von Verdächtigen im Ermittlungs-
und Strafverfahren eingesetzt. Darüber hinaus kann die Videotechnik auch zur 
Prävention künftiger Straftaten verwendet werden. Gegenwärtig ist es kein techni-
sches Problem mehr, beliebige Orte permanent oder vorübergehend mit Videoan-
lagen zu überwachen und Personen, die sich dort aufhalten, auf Videoband optisch 
und akustisch aufzunehmen. 

Die Videotechnik verbindet die Möglichkeiten der schon bisher bei der Verbre-
chenskontrolle angewandten Fotografie und des Tonbandes in einem einzigen 
Gerät. Darüber hinaus bietet sie neuartige Möglichkeiten. Zum einen ist sie zur 
Aufnahme bewegter Bilder in der Lage. Zum anderen ist sie ein elektronisches 

1 Bekanntlich existieren insbesondere zwischen der Europäischen Menschenrechts-
kommission und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte einerseits und der 
Bundesrepublik Deutschland andererseits Meinungsverschiedenheiten über den Begriff 
der Straftat: Während die Organe des Europarats auch Ordnungswidrigkeiten als Strafta-
ten ansehen (vgl. dazu Kühl 1988, S. 604 m. N. der Rspr. des EGHM, sowie Trechsel 
1989, S. 830), unterscheidet die Rechtsordnung der Bundesrepublik zwischen Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten. Ordnungswidrigkeiten sollen nach diesem Verständnis ledig-
lich Verwaltungsunrecht sanktionieren, während Straftaten die ultima ratio Reaktion des 
Staates auf als sozialschädlich definiertes Verhalten angesehen werden. Sie enthalten 
ein sozial-ethisches Negativurteil als Reaktion auf den hohen Grad von Verwerflichkeit 
strafbarer Handlungen; vgl. Jescheck 1988, S. 52 m. H. auf BVerfGE 22, 49 [79]. Zum 
unterschiedlichen Verständnis des Verbrechensbegriffs vgl. ferner Kaiser 1988, S. 225 
m. w. N.; Mansperger 1971, S. 3. Die vorliegende Arbeit legt das bundesdeutsche Ver-
ständnis des Straftatbegriffs zugrunde. Damit stehen nur Maßnahmen zur Verhinderung 
oder Aufklärung von Tatbeständen des Strafrechts und Nebenstrafrechts in Frage. 

2 Hierunter sind die Polizeistellen des Bundes und der Länder zu verstehen. Dies sind 
namentlich das Bundeskriminalamt, die Landeskriminalämter, die Polizeidienststellen 
der Länder, die Grenzschutzdirektion, die Grenzdienststellen des Bundes sowie das 
Zollkriminalinstitut (Wiesel/ Gerster 1978, S. 16) und die Bundesbahnpolizei, deren 
Aufgaben jedoch durch Gesetz vom 23.1.1992 auf den Bundesgrenzschutz übertragen 
wurden (BGBI. 1992, Teil I, S. 178). 

2 Geiger 
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Medium und kann verbunden werden mit der Computertechnologie und der 
modemen Nachrichtentechnik mit ihren Möglichkeiten der nahezu unbegrenzten 
Speicherkapazität, der Fähigkeit der Vemetzung von Datenbanken und der Über-
mittlung des Materials in Sekundenschnelle über weite Strecken hinweg. 

Bei der Verhinderung und Aufklärung von Straftaten hat sich die Polizei zwar 
seit eh und je der jeweils verfügbaren Technologien bedient und diese für ihre 
Zwecke angepaßt und fortentwickelt, wodurch die Kriminaltechnik als kriminali-
stische Disziplin entstand 3. Dies führte in der Vergangenheit wiederholt zu verfas-
sungsrechtlichen Diskussionen 4 und zur verfassungsrechtlichen Überprüfung 
durch das Bundesverfassungsgerichts. Demgegenüber hat eine verfassungsrecht-
liche Würdigung der Videotechnik bei der Straftatbekämpfung bisher nur ansat-
zweise stattgefunden. Das Bundesverfassungsgericht hatte sich bisher nicht 
grundlegend mit Anwendungen der Videotechnik zu befassen. 

Das Fehlen ergiebiger Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts und das 
weitgehende Fehlen einer wissenschaftlichen Diskussion finden ihren Grund 
nicht zuletzt darin, daß die Videotechnik eine neue Technologie ist, deren Anwen-
dungen sich erst in jüngster Zeit zu entfalten beginnen. 

Da sie zur Zeit der Schaffung des Grundgesetzes im Jahre 1949 noch unbekannt 
war, gehört sie zu jenem Bereich, der die beständigste Herausforderung an das 
Verfassungsrecht und damit an Verfassungsrechtsprechung und Staatsrechtslehre 
bildet. Denn naturwissenschaftlich-technische Erfindungen offenbaren bei ihrer 
Anwendung oftmals Gefahrdungen für den Menschen und seine Persönlichkeit, 
die zum Zeitpunkt der Normierung des Grundgesetzes noch unbekannt waren 6• 

Angesichts dieser Situation ist es vorrangige Aufgabe von Auslegung und 
Anwendung des Verfassungsrechts, zu prüfen, ob und in welcher Weise die 
Bestimmungen des Grundgesetzes die neuen Sachverhalte erfassen. Dies unter-
nimmt die vorliegende Arbeit für den im Thema bezeichneten Gegenstand. Prü-
fungsmaßstab ist das Bundesverfassungsrecht1. 

3 Institutioneller Ausdruck dieser Entwicklung ist zum Beispiel das Kriminalistische 
Institut des BKA. 

4 Dies gilt in besonderem Maße für die polizeiliche Informationsverarbeitung, die 
wesentlicher Bestandteil polizeilicher Arbeit ist; vgl. Kauß 1989, S. 41; Bäumler 1987, 
S. 236; Busch u. a. 1988, S. 115 ff.; vgl. auch die Diskussion um Tonbandverwertung 
auf dem 42. DJT. 

S BVerfG NJW 1982, S. 36; BVerfGE 16, 194; 24, 236 [246]; 35,202 [221]. 
6 Diese Konstellation zeigt sich besonders deutlich bei Entwicklung und Anwendung 

der Gentechnologie sowie der elektronischen Datenverarbeitung; vor vergleichbare Fra-
gen wird das Verfassungsrecht im Umweltbereich gestellt. Skeptisch Arzt 1970, S. 7, 
der eher die Wiederkehr naturrechtlicher Vorstellungen als ursächlich für die Diskussion 
ansieht. 

7 Zur Rechtfertigung der Begrenzung auf das Bundesverfassungsrecht und der Ver-
nachlässigung der Landesverfassungen vgl. Hesse 1983, S. 83 f. 
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Zwar entstehen auch bei der Anwendung der Videotechnik im Verhältnis von 
Bürger zu Bürger Problemlagen und Gefährdungen, die den durch den Staat 
verursachten nicht von vornherein nachstehen. Diesen Umstand verdeutlicht der 
bekannt gewordene Fall eines Frauenarztes, der mit einer versteckten Videokame-
ra lange Zeit unbekleidete Patientinnen während der Untersuchung gefilmt haben 
soll8. Weitere Beispiele sind die Beobachtung von Umkleidekabinen in Kaufhäu-
sern mit Kameras oder die Überwachung des Bordellbetriebes mit versteckten 
Videokameras. Weniger gravierend, aber nicht von vorneherein unproblematisch 
ist auch der Einsatz von Videokameras in Banken zum Schutz vor Bankraub 9• 

Verfassungsrechtlich werfen sie indessen gänzlich andere Probleme auf: geht es 
bei jenen um Fragen des Inhalts, Umfangs- und der Schranken von Abwehrrech-
ten, betreffen diese Fragen der sogenannten Drittwirkung der Grundrechte und 
der staatlichen Schutzpflichten angesichts von durch Dritte verursachten Grund-
rechtsgefährdungen. Andere Anwendungen der Videotechnik durch die Polizei, 
wie z. B. die Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten 10 oder die Überprüfung 
der Echtheit von Urkunden, der Spurensicherung 11, sowie ihr Einsatz durch 
andere staatliche Stellen zu anderen Zwecken als der Kriminalitätsbekämpfung, 
z. B. beim Verfassungsschutz, verursachen wiederum andersartige Probleme im 
Bereich der Grundrechtsschranken. Diese Verschiedenheiten berechtigen dazu, 
die Untersuchung auf die polizeilichen Anwendungen der Videotechnik gegen 
Personen zur Verbrechens bekämpfung zu beschränken. 

Damit wird der verfassungsrechtliche Rahmen sichtbar, in dem sich die Darstel-
lung bewegen wird. Soweit die Anwendungen am Maßstab der Grundrechte 
verfassungsrechtlich überprüft werden, liegt die bekannte Konstellation staatli-
cher Eingriffe vor, denen nach herkömmlichem Verständnis die Grundrechte als 
Abwehrrechte entgegenstehen. Fragen nach anderen als abwehrrechtlichen Be-
deutungsschichten der Grundrechte werden daher nicht aufgeworfen 12. 

8 V gl. Badische Zeitung v. 1. 2.1990, S. 7. 
9 V gl. Voge/gesang 1987, S. 35 Fn.43; Reaktion auf die Gefährdung der Persönlichkeit 

durch Technikanwendungen Privater war auch das Thema des 42. Deutschen Juristenta-
ges, der den zivilrechtlichen Schutz gegen Indiskretionen zum Gegenstand hatte; zur 
vergleichbaren Problematik der Tonbandtechnik schon Kohlhaas 1957, S. 84 f.; nicht 
überzeugend hingegen die Argumente Weicherts 1988, S. 7, der das Gef"ährdungspotential 
zivilrechtlicher Anwendungen zu gering veranschlagt. 

10 Nachweise bei Weichert 1988, S. 5 ff. und Bernhardt 1988,4 ff. 
11 Anonym 1987, S. 200. 
12 Fragen, die sich im Zusammenhang mit der Entwicklung der Videotechnik für die 

Forschungsfreiheit ergeben, bleiben außer Betracht, da es hier allein um Anwendungsfra-
gen geht. 
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